
4. Änderungssatzung vom 00.12.2002 
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Olfen vom 30.08.1999 

 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW., S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. 
03. 2000 (GV. NRW., S. 245), der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen ( 
LAfG NW ) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. November 1998 ( GV. NRW. 
1998, S. 666 ), des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes ( KrW-/AbfG ) vom 27. September 1994 ( 
BGBl. I, S. 2705 ff. ), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. 08. 1998 ( BGBl. I, S. 2455 ) sowie des § 
17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 
1987 ( BGBl. I, S. 602 ), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Januar 1998 ( BGBl. I, S. 164 ) hat der 
Rat der Stadt Olfen in seiner Sitzung vom 00.12. 2001 folgende 3. Änderungssatzung beschlossen:  
 

 
Art.I 

 
§ 8 Abs. 1 wird wiefolgt neu gefaßt: 
 

§ 6 
 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstückes ist verpflichtet, sein 
Grundstück an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das Grundstück 
von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlußzwang). Der Eigentümer 
eines Grundstückes als Anschlusspflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer (z.B. Mieter, Pächter) 
auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstück ist verpflichtet, im 
Rahmen der §§ 2 bis 4 die auf seinem Grundstück oder sond bei ihm anfallenden Abfälle zur 
Beseitigung und Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen der kommunalen 
Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Benutzungszwang). Abfälle aus privaten 
Haushaltungen sind nach § 13 Abs. 1 Satz 1 KrW-/AbfG i.V.m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die 
in privaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, insbesondere in 
Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren 
Anfallstellen wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 

(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger / Abfallbesitzer auf Grundstücken, die nicht zu 
Wohnzwecken, sondern anderweitig z.B. gewerblich / industriell genutzt werden, haben 
gleichermaßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesem Grundstücken Abfälle zur 
Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz KrW-/AbfG anfallen. Sie haben nach § 7 
Satz 4 der Gewerbeabfall-Verordnung für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 
GewAbfV eine Pflicht-Restmülltonne nach den Erfordernissen einer geordneten 
Abfallentsorgung zu benutzen. Die Gefäßgröße (und der Abfuhrrhythmus) wird nach 
Bedarf mit dem Abfallerzeuger / Abfallbesitzer abgestimmt.  Gewerbliche Siedlungsabfälle 
sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-Verordnung aufgeführt sind, insbesondere 
gewerbliche und industrielle Abfälle, die Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer 
Beschaffenheit und Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle aus privaten und öffentlichen 
Einrichtungen. 

(3) Der Anschluß- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 besteht auch für Grundstücke, die 
anderweitig z.B. gewerblich / industriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu 
Wohnzwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). Die Nutzung einer 
gemeinsamen Restmülltonne durch die privaten Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von 
gewerblichen Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich. 



(4) Zur Erfüllung der Anforderungen des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes und des 
Landesabfallgesetzes sind „Abfälle zur Verwertung“ bereits an der Abfallstelle vom 
Abfallbesitzer oder –erzeuger von „Abfällen zur Beseitigung“ getrennt zu halten. 

(5) Der Anschluß- und Benutzungszwang (§ 6 Abs. 1 und 2) erstreckt sich auch auf 
Kleingartenabfälle im Sinne des § 6 Pflanzen-Abfall-Verordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 06. September 1978 (GV NRW S. 530), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
06. November 1984 (GV NRW, S. 670), - SGV. NRW. 74 -. 

 
 

Art. II 
 

§ 15 erhält folgende Fassung: 
 

§ 15 
 

Häufigkeit und Zeit der Leerung 
 
Die Abfallgefäße werden 
 
• 4-wöchentlich die Restmüll- und Papiertonne, 14-täglich die Biotonne-  
• sowie 4-wöchentlich bzw. 14-täglich der gelbe Abfallsack/die Abfalltonne des DSD je nach 

Regelung in der Abstimmungsvereinbarung 
• 14-täglich der 1,1 cbm-Container für Restmüll 
• Sondertarife : wöchentliche, drei- und vierwöchentliche Abfuhr der 1,1 cbm Container Restmüll 
 
 
an einem Werktag zwischen 7.00 und 18.00 Uhr geleert bzw. abgeholt. Die Stadt kann in besonderen 
Fällen und für bestimmte Straßen eine Abfuhr ab 6.00 Uhr zulassen. 
 
Die Tage der Abfuhr sowie notwendig werdende Änderungen der regelmäßigen Abfuhrtage (z.B. 
wenn der regelmäßige Abfuhrtag auf einen gesetzlichen Feiertag fällt) werden von der Stadt bestimmt 
und rechtzeitig bekanntgegeben. 

 
 

Art. IV 
 

§ 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 

§ 18 
 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht 
 

(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte oder der Abfallbesitzer /  Abfallerzeuger 
sind verpflichtet, über § 17 hinaus alle für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Hierzu gehört insbesondere die Mitteilung über die Anzahl der Beschäftigten, ihre 
Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten in Kliniken und Beherbergungsunternehmen. 

 
 

 
Art. V. 

Inkrafttreten 
 

Diese Änderung tritt zum 01.01.2003 in Kraft. 


